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Die Neicdsregierung
zum Scdgcdt - Memorandum

Regierungserklärung am Mittwoch im Reichstag
Die Reichsregierung veröffentlichte Freitag abend das fol -

gende amtliche Kommunique :
„Herr Reichsbankpräsident Dr . Schacht hat der Reichsregie -

rung ein Memorandum zu den im Gange befindlichen Verhand -
lungen über den Doungplan und zu den Fragen der Finanz -
Politik zugeleitet . Die Veröffentlichung fällt mitten in Be -
sprechungen, die über diese Frage mit ihm gepflogen worden
sind .

Die Reichsregierung mutz ihr Befremden über die Veröffent -
Iichung aussprechen . Die Boreiligkeit , mit der die Stellung -
nähme des Herrn Reichsbankpräsidenten erfolgt ist . gefährdet
die einheitliche Staatsführung . Der Herr Reichsbankpräsident
hatte zwar im Laufe der Besprechungen angekündigt , datz er
sich vorbehalten müsse, seine Auffassungen über die Beurtei -
lungen der schwebenden Fragen darzulegen , er hat dabei aber
ausdrücklich betont , datz dies in einer Form geschehen würde ,
die keinen Schaden anrichten könne. Art und Inhalt des Me -
morandums sowie der Zeitpunkt seiner Veröffentlichung stehen
hierzu in schroffem Widerspruch . Die Reichsregierung lehnt
es ab , sich im gegenwärtigen Zeitpunkt auf eine Auseinander -
seiiung mit den Darlegungen des Memorandums einzulassen .

Die Reichsregierung hat sich bereits in den letzten Tagen
dahin schlüssig gemacht , dem Reichstag im Laufe der kommen -
den Woche die Grundzüge ihres finanziellen Gesamtprogramms
>u unterbreiten . Das Programm wird Matznahmen zur Sa -
nierung der deutschen Finanzen , eine umfassende Steuerreform
und die Entlastung der Kassenlage , insbesondere auch von den
Zuschüssen für die Arbeitslosenversicherung durch Verstärkung
der Einnahmen der Anstalt , umfassen . Den Fraktionsführern
der an der Regierung beteiligten Parteien ist schon vor Tagen
eine Einladung zur Erörterung dieses Programms für den
Anfang der kommenden Woche zugegangen . Der Reichskanzler
wird am nächsten Mittwoch dem Reichstag , dem die Regierung
allein verantwortlich ist, dieses Programm der Reichsregierung
in einer Regierungserklärung vorlegen und hierfür für die Ge -
samtpolitil der Reichsregierung die Vertrauensfrage stellen. "

Verlegenheit in Frankreich und England
Die französischen «nd englische» Pressestimme« zum Schachtschen

Memorandum sind recht verschiedenartig. Dies und die vielfach
heftigen Angriffe auf Schacht und die Reichsregierung zeigen je-

doch die offenkundige Verlegenheit, die Hauptbeschuldigung Schachts,
datz die Ententemächte versuchen, immer neue zusätzliche Leistun -

gen entgegen dem Wortlaut und Sinn des Ioungplanes aus

Deutschland herauszupressen, nicht widerlegen zu können.
In der Pariser Preffe wird Schacht fast durchweg beschuldigt,

»r arbeite den Anhängern des Volksbegehrens in die Hände .
Einige Blätter behaupten, datz er im Einvernehmen mit der Reichs-
regierung handle, um auf der zweiten Haager Konferenz Borteile
herauszuschlagen .

„Echo de Paris " erklärt , man könne nicht annehmen , datz
Schackt bei dem Volksentscheid die Wagschake zugunsten Hugen -
bergs und seiner Freunde zum Ausschlag bringen werde. Aber er
werde die Gruppe von Unzufriedenen vermehren , um den deut -
schen Unterhändlern auf der Konferenz seinen Willen zu diktieren.
Das laufe darauf hinaus , datz die Gläubiger , die das Abkommen
um jeden Preis wollten, vielleicht zu ihren früheren noch weitere
Opfer bringen mützten.

„Petit Journal " behauptet, vr Schacht setze sich über Exckutw-
und Legislativgewalt hinweg und stelle sich seinen Landsleuten
als der Retter der deutschen Finanzen vor, als der starke Mann ,
der Deutschland von seiner Linkspolitik und seinen Gläubigern be-
freien werde.

*
Bon den Londoner Blättern überschreibt „Daily News " einen

Leitartikel „vr . Schachts Indiskretion " . Das Memorandum , in dem
er die Verantwortung ablehnt, sei aber in Anbetracht der Eni -
Wicklung seit dem Zeitpunkt der Annahme des Aoungplanes durch
den Sachverständigenausschutz verständlich. Berständlich sei auch,
datz vr . Schacht nicht verantwortlich sein will für Lasten, die ge-

gen seinen Willen angenommen werden . Seine Autorität als fi-
nanzieller Sachverständiger sei zwar riefig , es trete bei ihm aber ,
wenn er sich in Politik einmischt, ein erstaunlicher Mangel an
staatsmännischen Fähigkeiten zutage . Selbst wenn es wahr sei,
datz die Lasten, die außerhalb des Aoungplanes übernommen wur -
den, die deutsch« Zahlungsfähigkeit überschreiten, so rechtfertige die«
nicht, denen zu helfen, die den youngplan zum Scheitern bringen
wollen.

Financiel Times " erklärt : Die Erklärung Schachts werde zweifellos
die Agitation in Deutschland gegen den Aoungplan stärken , sckacht
ist im Recht, wenn er, nachdem der Grundsatz der deutschen
Höchstverpflichvmg allgemein angenommen worden ist, gegen wa »
tere Lasten Einspruch erhebt, die die gewährten Erleichterungen illu¬
sorisch machen würden. Allerdings unterschätze vr . Schacht dabei
wahrscheinlich die Leistungsfähigkeit Deutschlands .

Der Pariser Korrespondent der „Times " erwähnt ebenfalls die
Andeutungen , datz der Schritt vr . Schachts der deutschen Regte -

rung zur Stärkung ihrer Stellung im Haag angenehm sem konnte.

Generalfeldmarschall von Mackensen feierte am Freitag
unter großer Anteilnahme in Stettin seinen 80 . Geburtstag .
Mackensen hatte im Weltkrieg im Osten grotze Erfolge . Mit
seinem Generalstabschef v . Geeckt bereitete er die Durchbruchs ,
schlicht bei Gorlire und Tarnow vor . Nach dem Zusammen -
bruch blieb er bei der Truppe , sogar vom Soldatenrat al « Bei -
spiel soldatischer Pflichttreu « anerkannt .

vr Eckener « nd Prof . vr . Junkers wurden von der Techni¬
schen Hochschule München zu Ehrensenatoren ernannt .

Letzte Nachrichten
Die Neicksregierung einmütig

Der Kanzler beim Reichspräsidenten
Pr . Berlin , 7. Dez . iPrw .- Tel .) Gegenüber der Mel -

duug eines Berliner Blattes , daß das gestrige Kommn -

nique der Reichsregierung nur mit Mehrheitsbe¬
schluß zustandegekomme« sei, und zwar ohne die Zustimmung
der volksparteilichen Minister und des Ministers
für die besetzten Gebiete , vr . Wtrth , wird von unterrichteter
Seite festgestellt, daß diese Meldung vollkommen falsch ist .
Das Kommunique sei vielmehr durchaus mit einmii -
tiger Zustimmung sämtlicher Kabinetts mit -
g l i e d e r abgefaßt worden.

*
WTB . Berlin , 7 . Dez. (XtV) Der Reichspräsident empfing

heute de» Reichskanzler Hermann Müller zu einem länge-
ren Bortrag über die politische Lage .

Der preußische Etat
VDZ . Berlin , 7. Dez . (Tel .) Der preußische Staatsrat stimmte

in seiner heutigen Sitzung dem Etat für 1930 zu . Am Dienstag
wird auch der Preußische Landtag die erste Lesung des Etats
vornehmen .

Die chemische Internationale wiederhergestellt
VDZ . Berlin , 7. Dez . (Tel .) Der Vorstand des Verbandes

deutscher chemischer Vereine, den die deutsche Bunsen -Gesellschaft
für angewandte physikalische Chemie, die deutsche chemische Gesell -
schaft und der Verein deutscher Chemiker im Vorjahre gebildet
haben, hat nach eingehenden Verhandlungen die Einladung der
Union internationale de chemie zum Beitritt Deutschlands ein-
stimmig angenommen und Deutschland zur Mitgliedschaft in der
Union angemeldet.

« ücktritt der polnischen Regierung
Das Mißtrauensvotum angenommen

WTB . Warschau , 7. Dez. (Tel.) Heute um 11 Uhr vor-
mittag? fand die Sitzung des Ministerrats statt, in der die
durch den gestrigen Sejmbeschluß geschaffene Lage beraten wurde.
In politischen Kreisen wird , wie die Polnische Telegraphenagentur
mitteilt, erwartet, daß das Kabinett » och heute zurück -
tritt .

Das von den Oppositionsparteien eingebrachte Miß -
trauensvotum ist gestern abend gegen 11 Uhr mit 24Ö gegen
120 Stimmen angenommen worden . Nach der Abstimmung
veranstalteten dir kommunistischen Abgeordneten eine Kundgebung
im Saale , die den Sejinmanchal! nötigte , die Sitzung aufzuheben,
ohne den Termin für die nächste Sitzung zu bestimmen .

*
Im polnischen Sejm hatten gestern die Regierungsanhänger

ihren MißtrauenSantrag gegen den Sejm -Marschall Dafzynski als
aussichtslos zurückgezogen, die Kommunisten hatten ihn übernom -
men . Bei der Abstimmung verließen die Regierungsanhänger den
Saal , so datz für den Antrag nur ein halbes Dutzend kommuni -
stischer Stimmen unter lauten Ovationen für Dafzynski abgegeben
wurden . Dann sprachen nacheinander der Finanzminister , der
Handelsminister , der Justizminister und der Innenminister .

Man nimmt jetzt an , datz, wenn Oberst Matuszewskt an
die Spitze der Regierung berufen wird, sich die Eircheitsfront der
Parteien der Linken und der Mitte , die gegenwärtig alle der
Regierung das Mißtrauen aussprechen, lösen und datz dann die
neue Regierung längere Zeit am Ruder bleiben könne, vor allen
Dingen dann , wenn sie Entgegenkommen zeige . Auch die Deut -
schen verweigern der Regierung das Vertrauen . Der Vorsitzende
der Deutschen Fraktion , Naumann , verlas eine lange Liste all der
Ungerechtigkeiten, die auch unter der jetzigen Regierung die Deut -
schen zu erdulden haben.

Neue russiscd -cdinesiscde Verhandlungen
Zustimmung Nankings

WTB . Moskau , 7 . Dez . (Tel.) (Telegraphenagentur der Sowjet -
nnion ) . Tschanghsueliang hat an das Autzenkommifsariat der
Sowjetunion ein Telegramm gerichtet , in dem er der Sowjet -
regierung seine volle Zustimmung zu den Ergebnissen der Kon -
ferenz in Rikolsk-Ussurtisk zwischen dem diplomatischen Kom -
missar Tsai und dem Agenten des sowjetrusstschen Autzenkom -
missariatS Simanowski mitteilt . Ferner erklärte Tschanghsne -
liang , datz er den Kommissar Tsai unverzüglich mit amtlichen
Vollmachten entsenden werde , um mit Simanowski entsprechend
dem früheren Telegrammwechsel und den Ergebnissen der Kon -
ferenz von Rikolsk-Ussurtisk all« Fragen zu erörtern . Bolls -
kommiffar Litwinoff verständigt « Tschanghsueliang , datz er den
Agenten des AutzenkommiffariatS , Simanowski , angewiesen
habe , mit Tsai zusammenzutreffen .

*
Einer Meldung aus Mukden zufolge hat Nanking das Pro -

tokoll über die Vereinbarung gebilligt , die in Nikolfk zwischen
den Delegierten Rußlands und der Mandschure » erzielt wurde .

Chriftlichsoziale Etnigungsbestrebongen . In Stuttgart fand
am Freitag ein« erste Fühlungnahme zwischen Führern der
Christlichsozialen Reichsvereinigung und dem Christlichen Volks -
dienst statt . Es wurde vereinbart , daß bevollmächtigte Bert « ,
ter beider Gruppen am 15. Dezember in Krankfurt a . M .
zur Beratung über eine etwaige Verschmelzung zusammen -
treten sollen .

# Da8 Memorandum
des Ikeicksbankpräsidenten
Der führende Staatsmann von heute muß jeden Tag

auf üeue Überraschungen gefaßt sein. Und wenn jemand
glaubt , in Ruhe und Ungestörtheit wichtige Probleme
langsam reifen zu lassen, um dann spater im zweckmäßig-
sten Augenblick die saftige Frucht pflücken zu können ,
dann wird er sehr bald merken , datz einewfolche Politik
in dieser unruhigsten aller Zeiten nicht möglich ist , datz
es vielmehr am besten ist, dringende Probleme mit Sach-
künde und Energie beim Schöpfe zu packe» und ihre Ent -
Wicklung selber 3 » beeinflussen . Die Öffentlichkeit der .
langt in erster Linie die Initiative . Man will das Ge -
fühl haben , datz eine planvolle Führung da ist , und datz
etwas geschieht. GeWitz soll die. Betrachtungsweise des
Politikers so kühl und besonnen als nur irgend möglich
sein . Aber seine Handlungsbereitschast und sein Wille z »r
Tat müssen stets mit aller Drastik offenbart werden . Nur
ja nicht die Dinge an sich herankommen lassen wollen !
Man wird meistens von ihnen überrannt oder in eine
höchst unerwünschte Defensive gedrängt . !

Schachts Memorandum ist ganz aus dem Geiste einer
auf Wirkung berechneten Politik geboren . Der Reichs^
bankpräsident will die Dinge offenbar nicht an sich heran -
kommen lassen . Er will von sich aus sie gestalten helfen,
er will Einfluß ausüben , er will anspornen , er will war -
nen . Es ist selbstverständlich , datz eine solche Initiativ ^
nicht nur jene Unruhe mit sich bringen muh . die letzten
Endes , weil nun einmal der Kampf der Vater aller Dings
ist , Fortschritt erzeugt , sondern auch gelegentlich Verwick-
lungen heraufbeschwören kann . Das Memorandum hat
solche Verwicklungen heraufbeschworen , llnd mit einem
gewissen Recht wird Herrn Schacht von einem Teil der
Presse vorgeworfen , datz er seine Kompetenzen überschrit -
te» habe .

Eine Debatte über diesen Punkt ist jedoch von vorn -
herein zur Unfruchtbarkeit verurteilt . Herr Schacht wird '

sich bestimmt keine Vorschriften machen lassen , und er
wird nochmals sicherlich zu seiner Rechtfertigung darauf
hinweisen , datz seiner Meinung nach eine Situation ent -
standen sei, die ihm als dem obersten Leiter der deutschen
Notenbank und dem Führer unserer Delegation auf der
Pariser Sachverständigenkonferenz ein Eingreifen ge-
radezu zur Pflicht gemacht habe. Wenn vr . Schacht die
Überzeugung hat , datz uns über den Aoungplan hinaus
neue Belastungen aufgebürdet werden , und datz die drin -
gend notwendige Reichsfinanzreform zu sehr auf die lange
Bank geschoben werde , dann hat er auch schließlich das
Recht, dieser seiner Überzeugung Ausdruck zu geben. In
welcher Form er das tut , darüber läßt sich allerdings
streiten .

Wie man jetzt weitz. hat Herr Schacht schon in den letz-
ten Wochen bei verschiedenen Besprechungen keinen Zwei -
fel darüber aufkommen lassen, welches seine Überzeugung
ist , und wie sehr er geneigt ist, der Öffentlichkeit Mittei -
lung von seiner Überzeugung zu machen. Plötzlich ist er
dann mit seinem Memorandum vor diese Öffentlichkeit
getreten . Entweder hat er also die pessimistische Meinung
gehabt , datz seine mündlichen Äußerungen doch unbeachtet
bleiben , und datz er schreien müsse , um gehört zu werden .
Oder er hat geglaubt , der Reichsregierung gerade das
Rückgrat zu stärken , indem er ihr durch sein Memorandum
und dessen Beschwerden und Argumente eine gute Platt -
form zur schnellen Realisierung ganz bestimmter Vor -
Wäge und Matznahmen darbietet . Aus der offiziösen
Mitteilung geht ja klar hervor , datz bereits das Pro -
gramm der Reichsfinanzreform ausgearbeitet ist und in
der nächsten Woche veröffentlicht werden soll . Bei dieser
Gelegenheit will die Reichsregierung die Vertrauensfrage
stellen .

Die deutsche Presse hat verschiedenartig auf das Me -
morandum reagiert . Und ebenso verschiedenartig ist die
Wirkung auf die Börsen gewesen. In Frankfurt a . M .
hat man das Memorandum als unerwünscht beurteilt ,
allerdings vor allem in innerpolitischer Beziehung im
Hinblick auf den Volksentscheid . In Berlin hat die Börse
die Stellungnahme des Reichsbankpräsidenten durchaus
zustimmend aufgenommen . Die Frage , ob die Zeit für
den Vorstotz richtig gewählt war , wurde als „völlig neben-
sächlich " bezeichnet : ihr könne nur vom parteipolitischen
Standpunkt aus Bedeutung beigemessen werden . Auch
im Ausland hat der Teil des Memorandums , der auf die
Reichsfinanzreform Bezug nimmt , begreiflicherweise Bei -
fall gefunden . Und was den übrigen Teil betrifft , so
läßt er sich von einer überlegenen Außen - und Wirt -



schaftspolitik des Reiches auch noch zu unserem Nutzen
verwerten .

Darauf kommt alles an , daß die Reichsregierung jetzt
auch aus einer Blüte Honig saugt , deren Dust ihr zu-
nächst nicht ganz gefällt . Natürlich wird der Volksent -
scheid eine Niederlage für die Einpeitscher der Aktion
mit sich bringen . Aber sogar dieser Volksentscheid oder
— besser gesagt — die in unserem ganzen Volk vorhan -
dene Überzeugung , daß der Joungplan uns schon wahr -
scheinlich über die Grenze des Erträglichen hinaus be-
lastet , kann und sollte von unserer Außenpolitik im Zu -
sammenhang mit den Sätzen des Schachtschen Memoran -
dums verwertet werden , und zwar im Sinne einer recht
ernsten Mahnung an die Gläubigerstaaten . Aber diese
Mahnung wird erst dann ihre volle Stoßkraft entwickeln,
wenn wir selbst in unserer öffentlichen Finanzwirtschaft
durch Sparsamkeit und Rationalisierung Ordnung stiften .

Der Vortritt gebührt aber , wie wir schon mehrfach an
dieser Stelle betont haben , dem Reiche, der Reichsregie -
rung . Tort ist das große Gebiet , auf dem eine Politik
der Sparsamkeit Millionen und Millionen an Ausgaben
überflüssig machen könnte . Man muß nur den ernsten
Willen zur Tat haben . Wir verweisen in diesem Zusam -
menhang auf die vor einigen Monaten erschienene Artikel -
serie im „Volksfreund "

, in welcher ein Reichstagsvbgeord -
neter , der sich in den Reichsetat eingearbeitet hatts , nicht
nur Kritik übte , sondern eine Reihe der wertvollsten Vor -
schlüge zur Sparsamkeit machte.

Die Sklgrek - Nntersuckung
Bötz wird fünf Stunden verhört

Der Sklarek - Untersuchungsausschutz vernahm am Freitag
den Oberbürgermeister Bötz nochmals fünf Stunden lang ; der
Oberbürgermeister verteidigte sich, wie in der vorhergehenden
Sitzung : man könne unmöglich von ihm verlangen , daß er sich
an Jahre zurückliegende Einzelheiten erinnere . Und man ver -
langte immer wieder von ihm gerade solche Einzelheiten , ob-
wohl aus dem ganzen Verlauf der Vernehmung sehr deutlich
wurde , welche geringe Rolle der Komplex um die B . A . G . und
K . V . G . im Rahmen der . riesigen Stadtverwaltung spielte ,
die nach den Angaben von Bötz 123 WO Beamte , Angestellte und
Arbeiter beschäftigte . Dem Oberbürgermeister wurde vorgehal -
ten , daß sein Vertrauen gegenüber der eigenen Umgebung und
iseine mangelnde Menschenkenntnis dazu geführt habe , daß
ein erstaunlich großer Teil seiner Mitarbeiter Verfehlungen
über Verfehlungen begangen habe , während er selbst im Mit -
telpunkt stand , sich belügen ließ und von nichts etwas er -
fuhr . Er antwortete , man dürfe ihn doch nicht für Personen
verantwortlich machen , die er sich gar nicht auswählen konnte ,

<und die ihm von den Parteien einfach präsentiert wurden .
Er mußte zugeben , daß die Behauptungen über recht „nach-
Glückliche" Sammlungen für seine Sport - , Kunst - und Wohl -
Aahrtsfonds zutreffend sind. Er hat gewußt und gebilligt , viel -
deicht sogar angeordnet , daß man — wenn auch in früheren
Kahren — behördliche Baudispense und Grundstücksgeschäfte
an die Bedingung der Stiftung von Beträgen für diese Fonds
Knüpfte . Böß führt dafür soziale Argumente ins Feld .

Stadtrat Gabel hat Mißstände und Verfehlungen , die er un -
zweifelhaft kannte , verschwiegen und vertuscht ; er hat sich in'andere Dezernate eingedrängt , um die Sklarek zu begün -'
stigen ; er hat bedenkliche Rundverfügungen und Vorlagen aus -
arbeiten lassen , die Böß vertrauensvoll unterschrieb .

Der Zeuge Novarra . der dem Oberbürgermeister vorgewor -
Jen hatte , er habe von ihm Hemdenstoff zu 1 Ml statt zum
richtigen Preise von 5 JM verlangt , erweist sich als wenig
glaubwürdig . Novarra hat auch den früheren Bürger -
meister von Hannover , Leinert , in den Verdacht gebracht ,
dunkle Geschäfte betrieben zu haben , was er aus persönlicher
Bekanntschaft her wissen wollte . Es gelang ihm nicht , Leinert
aus einer Zahl von 30 Abgeordneten herauszufinden . Novarra
muß sich schließlich entschuldigen . In einer Konfrontation mit
Böß ergibt sich das gleiche Bild . Bon seinen Behauptungen
bleibt schließlich übrig , Herr und Frau Böß hätten den Hem -
denstoff als für sie „zu teuer " bezeichnet , und da habe er
vielleicht selbst angeboten , ihn für 1 M das Meter zu

liefern . Alle? andere ergibt trotz schärfstem Kreuzverhör der
politischen Gegner kaum etwas Reubelastendes für den Ober -
bürgermeister .

Ausbau ver Preutzenkafse
Abkommen zwischen Preußen nnd dem Reich

Die zwischen der Reichsregierung und der preußischen Staats -
regierung feit längerer Zeit schwebenden Verhandlungen über
eine Beteiligung des Reiches an der Preußischen Zentralgenos -
fenschaftskasse haben, mehreren Blättern zufolge , zu einem Ab«
kommen zwischen dem Deutschen Reiche und dem preußischen
Staat gefuhrt , demzufolge sich das Reich in Höhe von 50 Mil¬
lionen Reichsmark an der Preußischen Zentralgenossenschafts -
kasse beteiligt .

Das Direktorium soll in Zukunft aus sechs Personen be-
stehen . Der Präsident wird von Preußen im Benehmen mit
dem Reiche, zwei weitere Mitglieder werden von Preußen mit
dem Reiche und drei weitere Mitglieder auf Vorschlag des Rei -
ches bestellt werden . — Preußen behält seine Aufsichts - und
Leitungsbefugnisse , wird sie aber im Einoernehmen mit dem
Reiche ausüben . — Zur Verwendung der 50 Millionen Reichs -
mark als Beteiligung des Reiches an der Preußischen Zentral -
genossenschaftskasse bedarf die Reichsregierung einer reichsgesetz -
lichen Ermächtigung . Sie beabsichtigt daher, dem Reichsrat und
dem Reichstag alsbald einen entsprechenden Gesetzentwurf vor -
zulegen , der möglichst noch vor Weihnachten verabschiedet wer -
den soll.

Unternehmerverbänve
und Arbeitslosenversicherung

Die im Zentralausschuß der Unternehmerverbände zusammen-
geschlossenen Organisationen (Vereinigung der Deutschen Arbeit -
geberverbände, Reichsverband der Deutschen Industrie , Deutscher
Industrie - und Handelstag , Reichsverband der Bankleitungen ,
Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels , Reichsverband des
Deutschen Groß - und Überseehandels usw.) veröffentlichen zur ge-
planten Beitragserhöhung in der Arbeitslosenversicherungeine Er-
klärung, worin sie betonen , daß sie einen derartigen Plan zur
Erreichung des Gleichgewichts von Einnahmen und Ausgaben in
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslofenversiche-
rung weder mit den tatsächlichen Verhältnissen der Anstalt , noch mit
der gesamten wirtschaftlichen Lage für vereinbar halten .

Der Porschlag des Reichsarbeitsministeriums stelle einen Lö-
sungsversuch dar , der nicht geeignet sei, die der Reichsanstalt dro-
henden ernsten Gefahren abzuwehren . Gleichzeitig müßten sie sich
dagegen verwahren , daß losgelöste von der zwingenden und un -
aufschiebbaren Frage der allgemeinen Finanz - und Steuerreform
und im Gegensatz zu der von allen Seiten anerkannten Notwen-
bigfeit der Entlastung unserer Produktion auf einem Einzelgebiet
erhöhte Leistungen verlangt werden sollten, die im wirtschaftlichen
Ergebnis einer Steuererhöhung zu Lasten der Arbeitgeber nnd Ar-
beitnehmer gleichkämen, dabei aber nicht einmal den Erfolg haben
könnten, die Finanzen der Reichsanstalt auch nur einigermaßen
ins Gleichgewicht zu bringen .

Die Verfassungsreform in Ofterreich
Der Verfassungsausschutz des österreichischen Nationalrates

hat am Freitag die Berfasfungsnovelle und das Übergangsgesetz
in der durch die Beratungen des Unterausschusses festgelegten
Fassung angenommen .

In der Debatte beschränkte sich der Sprecher der Sozialdemo -
kraten auf die Anführung der Punkte der Verfassungsnovelle ,
gegen die die Sozialdemokraten stimmen müssen , und behielt
sich eine eingehende Stellungnahme für die Beratung im Ple -
num vor. Die Redner der Mehrheitsparteien gaben einmütig
der Meinung Ausdruck , daß die Verfassungsreform wohl als
ein Fortschritt , aber nur als eine Etappe in der demokrati -
schen Entwicklung der Republik zu betrachten sei , zumal ja ge -
rade die Bestimmungen über die unmittelbare Demokratie , vor
allem über die Volksabstimmung , durch die Haltung der Oppo -
sition keine durchgreifende Vorwärtsentwicklung bedeuteten .

Die Abstimmung ergab für die wichtigsten Teile der Ver -
fassungsnovelle , mit Ausnahme der verfassungsrechtlichen Stel -
lung Wiens , der Konstruktion des Landtages , der Boiksabstim -
mung , der Geschworenengerichte und der Seßhaftigkeitsklausel
für die Landtags - und Gemeindewahlen Einstimmigkeit . Bei
den genannten Materien stimmten die Sozialdemokraten gegen
die Vorschläge der Regierungsvorlage , so daß sich bei der Ab -
stimmnng im Plenum eine Zweidrittelmehrheit nicht ergeben
kann und diese Vorschläge daher als abgelehnt zu betrachten
sind.

Ikarlsruber Ikonzerte
Bon unfern Sinfoniekonzerten als einer Einrichtung , die

allzulange mit Bewußtsein und Zähigkeit nur der Tradition
gedient hat , darf man auch hAite noch nicht erwarten , daß sie
bei der Wahl von Novitätsn gerade nach den modernsten
musikalischen DarstellungsgeReten Ausschau halten . Daher
war es sehr verständlich , wenn man im l

dritten Sinfoniekonzert
wenigstens zu Hans Gills „ Sinfonietta " griff und damit ein
Werk zur Erstaufführung brachte , das zwar die gute alte
Melodie immer noch als brauchbar erweist , daneben aber auch
sich nicht krampfhaft einer entwicklungsfähigen Erweiterung
derselben verschließt . Somit mutz diese jüngste Schöpfung des
österreichischen Komponisten , der vor allem mit seiner hierorts
ebenfalls bekannten Oper „Die heilige Ente " schnell zu An -
sehen kam, als ein besonders fesselnder und pädagogisch rich-
tiger Versuch gewertet werden . Einwände , die sich natürlich
stets protestierend melden , hätten allenfalls zu vermerken , daß
leider nicht in allen vier Sätzen jene südliche Musizierfreudig «
keit vorwaltet , wie sie einige andere Mgendsrischere Schöp -
fungen des Komponisten durchströmt . Auch daß es da und
dort etliche leere Stellen gibt , läßt vermuten , datz die Gliede -
rung doch nicht konzentriert genug gestaltet ist. — Nach der
freundlich aufgenommenen Neuheit erreichte der Abend einen
bedeutsamen Höhepunkt mit der Wiedergabe ' des L - Moll -
Klavierkonzertes von Tschaikowsky durch Alexander Brailow -
sky. Wir haben dieses Werk in den letzten Jahren wahrlich
des öfteren hören müssen und es meistens als ein bravouröses ,
kalt-artistisches Erlebnis empfunden . Diesmal jedoch war da-

. von kaum die Rede dank diesem zu höchsten Anschlagsfinessen
fähigen und dabei so urmusikalischen Pianisten , der übrigens
für den Orchesterpart in Generalmusikdirektor Josef Krips
einen diesbezüglich nicht minder willigen künstlerischen Ge -
nossen fand . Mit dem virtuos dirigierten „Heldenleben " von
Richard Strautz schlotz die Vortragsfolge , ohne freilich ganz
davon zu überzeugen , warum man eigentlich dieses doch im
Konzertsaal heute mit gutem Recht stark vernachlässigte Prunk -
stück wieder einmal hervorgeholt hatte .

Die von Veranstaltung zu Veranstaltung größer werdende
Gemeinde hat es gleich bei der ersten musikalischen

Morgenfeier des bad . Kainmerorchesters
vielen Besuchern unmöglich gemacht , zum erwarteten Genuß
einiger Mozartscher Werke zu kommen . Das liegt freilich
nicht nur in der Natur des Sache selbst, weil es sich um rein

klassische Kunst handelt , für die das Karlsruher Publikum
besonders empfänglich scheint , es ist zweifellos auch ein Er -
folg der Ausübenden , die sich mehr und mehr als wirklich
ernststrebende Musikanten erwiesen haben . Dazu ein sorg -
fältigst ausgewähltes Programm , das , alle ausgetretenen Ge -
leise vermeidend , z . B . in den beiden Sinfonien ziemlich un -
bekannte Schöpfungen bescherte . Wie hübsch erklang gleich die
L -Dur -Sinfonie , keineswegs die Arbeit eines zum Meister
schon gereiften Künstlers , sondern das Produkt des Neun -
jährigen , wie man mit Erstaunen festzustellen hatte . Und
dann wurden ein Divertimento (O -Dur ) sowie eine Serenade
(für zwei kleine Orchester ) in ihrer ganzen meisterlichen Faktur
lebendig , und es schadete gar nichts , daß Josef Pcischer solch
kanonisch geheiligtem Kunstgut gegenüber es für erlaubt hielt ,
ein paar Sätze zu unterschlagen . Ihm , dem Dirigenten und
Violinisten , aber auch seiner ausgezeichnet erzogenen Musiker -
schar war ungeheurer Beifall sicher.

Für das dritte Konzert im kammermusikalischen Beethoven -
Zyklus de '- Direktion Kurt Nenfeldt war das

Zika - Quartett
verpflichtet , jene junge böhmische Vereinigung , die , bisher vor -
wiegend von ihren modernen Abenden her bekannt , sich jetzt
scheinbar ein wesentlich erweitertes Betätigungsfeld schaffen
will . Noch adelt ihre Darbietungen nicht ganz das ausgefpro -
chene Stilgefühl nnd die absolut charakteristische Prägung , wie
man sie bei konkurrierenden älteren Quartetten schätzt , und es
kann deshalb diesmal auch nicht von einer außerordentlichen
Begegnung die Rede sein . Eine Ungerechtigkeit würde man
aber trotzdem begehen , wollte man über diesem gewissen Mi -
nus an Differenziertheit und Fingerspitzengefühl das im -
merhin sehr achtbare technische Können und das erfreulich
starke rhythmische Rückgrat — über einzelne breite Zeit -
maße ließe sich allerdings rechten — vollkommen vergessen .
Wieder lag ihrer Vortragsfolge ein frühes , mittleres und spä -
tes Werk zugrunde , wobei es doch eigentlich auch für die Po -
tenz der vier Spieler sprach , daß ihnen gerade das op . 127
( Es =$ ur ) in einer Ausdeutung von nicht alltäglichem Zuschnitt
gelang . H. Sch.

Julius - Wcismann -Fcftkonzcrtc in Karlsruhe . Die Ba -
dische Hochschule für Musik in Karlsruhe gedenkt des 30. Ge -
burtstages des Freiburger Komponisten Julius Weismann
durch Veranstaltung von zwei Festkonzerten am S . und 10 .
Dezember , in derein zweiten der Komponist selbst mitwirken
und bei dieser Gelegenheit seine eben entstandeneif 18 Jnven -
tionen opus 101 für Klavier zur Uraufführung bringen wird .

Der Fall „Lrankkurter Allgemeine "
und die Aktienrecvtsrekorm

Vortrag von Rechtsanwalt Dr . Homburgerin Karlsruhe
In einer aus den Kreisen von Handel und Industrie wie

auch von Juristen gutbesuchten Versammlung , zu der die Han -
delskammer Karlsruhe für Freitag nachmittag im großen
Sitzungssaale dieser Körperschaft eingeladen hatte , hielt Rechts -
anwalt Dr. Max Homburger einen hochinteressanten Vortragüber das obige aktuelle Thema .

Der Redner sührte u . a . aus , bei der geplanten Reform
werde unbedingt dem Umstand Rechnung getragen werden müf -
sen , datz durch die Wirtschaftsentwicklung der letzten 5 Jahre
weitverschachtelte Riesengebilde in Form der Aktiengesellschaft
zahlreichen kleinen und mittleren Unternehmungen sowie Fa -
miliengesellschaften in der gleichen Rechtsform gegenüberstehen .
Es werde sich nicht durchführen lassen , datz für diese so ver -
schiedenartigen Rechtsgebilde ein einheitliches Recht geschaffen
wird . Das künftige Gesetz müsse dem wirklichen Rechtszustand
angepatzt werden , ohne datz allerdings bestehende Mißstände
gesetzlich verankert werden . Die internationale Rechtsverglei -
chung sei sür das Reformwerk unbedingt erforderlich , eine sche-
matische Übertragung ausländischer Vorschriften aber nicht
durchweg möglich.

Rotwendig erscheine zunächst eine Reform der Bestimmungen
üb ^ den Aufsichtsrat und die gesetzliche Einführung eines
besonderen Kontrollorgans , wie es das internationale Recht
weitgehendst kennt . Heute lägen die Dinge so , daß die Pflich -
ten des Aufsichtsrats und damit die Voraussetzungen für feine
Regretzpflicht auf ein solches Minimum herabgefchraubt sind,
daß die im Interesse der Aktionäre und Gläubiger erforderliche
Kontrolle in Wahrheit nicht mehr besteht . Dieser Weg sei
falsch. Es müsse ein Organ geschaffen werden , das keinerlei
Verwaltungsgeschäfte betreibt , das ferner dem Vorstand und
dem Aufsichtsrat vollkommen unabhängig gegenübersteht . Die -
fem Kontrollorgan , so fuhr der Referent fort , obliegt einmal
die materielle Kontrolle der Jahresbilanzen und antzerdem
bei den großen Gesellschaften die laufende Überwachung der
Geschäftsführung . Die damit betrauten Personen übernehmen
selbstverständlich auch die Haftung für ihre Arbeit . Ihre Wahl
erfolgt durch die Generalversammlung ; eine wesentliche Mit -
Wirkung kommt nicht in Frage .

Dr. Homburger wies darauf hin , datz die Favag neben 20
Millionen voll einbezahlten Inhaberaktien 5 Millionen
Namensaktien besitzt, die mit 25 Proz . eingezahlt sind und
nur mit Zustimmung des Aussichtsrats übertragen werden
können . Praktisch haben diese Aktien zehnfaches Stimmrecht
gehabt . Das Stimmrecht solcher ischutzaktien muß in Zukunft
wegfallen ; sie sind noch viel gefährlicher wie Mehrstimmaktien ,
weil keine gesonderte Abstimmung stattfindet .

Die Hauptverlufte der Favag sind dadurch entjtanoen , daß
in grötztem Umfange satzungsfremde Geschäfte getätigt wur -
den . Nach englischem Recht wäre das unmöglich , weil die Ge -
sellschast nur durch solche Rechtshandlungen des Vorstandes
verpflichtet wird , welche sich im Rahmen der Satzung halten .
Die Einführung einer entsprechenden Vorschrift in das deutsche
Recht mutz wegen der drohenden Rechtsunsicherheit abgelehnt
werden . Die Verwaltung der Favag hatte die Einsetzung einer
Revisionskommission beantragt und damit der Minderheit die
Möglichkeit genommen , hinsichtlich der Personen für die Kom »
Mission Einfluß zu gewinnen . Es muß künftig dafür Sorge
getragen werden , daß auch in solchen Fällen Vertreter der
Minderheit in die Kommission kommen .

Aktien der Berwaltungsmitglieder dürfen bei der Wahl kein
Stimmrecht haben . Endlich mutz die Kompetenz der Kom -
Mission dadurch erweitert werden , daß sie die Mitglieder der
Verwaltung auch vernehmen kann . Datz das Auskunftsrecht
des Einzelaktionärs durch die Rechtsprechung des Reichsgerichts
beseitigt wird , ist unhaltbar .

Der Redner erinnerte dabei an die Tatsache , datz eine Be -
antwortung wichtiger Fragen , die in der Generalversammlung
an die Verwaltung der Favag gestellt wurden , nicht zu er -
reichen war , da die überwiegende Mehrzahl der Aktien im
Sinne der Verwaltung stimmte und eine Zulassung der Fra -
gen abgelehnt hätte .

Der geätzte Teil der Anten war in jener Generalversamm¬
lung durch die Berwaltungsbanken vertreten , die mit den
Aktien ihrer Kunden abstimmten . Dieses Bankenstimmrecht
mutz bei der Resorm des Aktienstimmrechts stark modifiziert
werden . Es wird weiter die Frage zu prüfen sein , ob nicht
die Banken selbst der Aktiengesellschaft gegenüber haften , falls
die von ihnen in den Aufsichtsrat entsandten Inhaber oder
Direktoren ihre Pflichten verletzen .

Der Referent schlotz mit dem Wunsch , datz das künstige
Aktienrecht die Aktienflucht im Inland behebe und das ge-
wichene Pertrauen des Auslandes wiederherstelle .

Tie Länderkonferenz in Schwerin . Im Regierungsgebäude
zu Schwerin traten am Freitag unter Vorsitz des Minister -
Präsidenten von Mecklenburg - Schwerin die leitenden Minister
von Thüringen , Oldenburg , Braunschweig , Anhalt , Lippe , Meck -
lenburg - Strelitz und Schaumburg -Lippe zu einer Besprechung
zusammen . Diese dient zur Information über die bisheri -
gen Beschlüsse des Unterausschusses der Länderkonferenz , dem
nicht alle Länderegierungen angehören . Die bisherigen Arbei -
ten im Unterausschutz der Länderkonferenz wurden erörtert .
Beschlüsse wurden nicht gefaßt .

Die Lambach-Gruppe und der Aoungplan . Abg. Lambach
erklärt jetzt, datz bei ihm und seinen Freunden niemals die
Absicht bestanden habe , dem Ioungplan zuzustimmen , wie das
von einzelnen deutfchnationalen Organen angedeutet worden
fei . Die Zustimmung zum Aoungplan komme für Lambach
und die christlichsozialen Abgeordneten , die sich mit ihm ge-
meinsam von Hugenberg gelöst hätten , gar nicht in Frage .

Frauenwahlrecht in der Türkei . Die türkische Nationalversamm-
lung hat in zweiter Lesung einen Gesetzentwurf angenommen , der
den Frauen das Wahlrecht zugesteht.

Riesenbetrug in Paris
WTB . Paris . 7 . Dez . (Tel . ) Wie die Agence Havas berich.

tet , sind auf Grund von ungefähr lö Klagen aus der Pro «
vinz gestern die drei Direktoren einer Kohlenhandelsgesellschaft
verhaftet worden , desgleichen ein Bankier , der die Aktien die-
ser Gesellschaft ausgegeben hatte . Die Verhafteten stehen un -
ter dem Verdacht , den Aktien einen fiktiven Börsenwert gege«
ben zu haben Die bisher vorliegenden Klagen lassen aus
eine Schädigung des Publikums in Höhe von etwa zwei Biilli »-
nen schlietzen . Es soll sich jedoch, wenn alle Klagen vorliegen ,
um eine bedeutend höhere Summe — man spricht von 300 Mil¬
lionen — handeln .

Der Versicherungsschwindler Tetzner hat bei seinem erste «
Verhör in Straßburg gestanden , daß er einen Wanderbur «
schen in das Auto genommen , dieses dann mit Benzin über-
gössen und angezündet habe . Der Wanderer ist bei lebendigem
Leibe verbrannt . Tetzner will die Tat in grotzer Notlage be«
gangen haben .

Auf die Sparkasse Friedrichsfeld bei Wesel wurde ein drei »
ster Überfall verübt . Den maskierten Räubern , die mit Revol -
vern bewaffnet waren , sollen 10 000 Ml in die Hände gefallen
sein . „ II
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